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reiche Projekte, die einen Beitrag zur Senkung der Treibhausgasemissionen leisten. Ihre Pro-

gramme und Projekte decken ein breites Spektrum an Klimaschutzaktivitäten ab: Von der Entwick-

lung langfristiger Strategien bis hin zu konkreten Hilfestellungen und investiven Fördermaßnah-

men. Diese Vielfalt ist Garant für gute Ideen. Die Nationale Klimaschutzinitiative trägt zu einer Ver-

ankerung des Klimaschutzes vor Ort bei. Von ihr profitieren Verbraucherinnen und Verbraucher 

ebenso wie Unternehmen, Kommunen oder Bildungseinrichtungen. 
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1 Die kommunale Wärmeplanung 

1.1 Anlass und Ziel 

Im Jahr 2024 entfiel rund die Hälfte des gesamten Endenergieverbrauchs in Deutschland auf den 

Wärmesektor. Die Bereiche Verkehr (26%) und Strom (24%) hatten dagegen deutlich geringere 

Anteile. Für die Bereitstellung von Wärme deckten erneuerbare Energien lediglich 18% des Ener-

giebedarfs. Damit ist der Wärmesektor nicht nur der größte Energieverbraucher, sondern auch der 

größte COϜ-Emittent in Deutschland. Um die Klimaschutzziele der Bundesregierung bis 2045 zu 

erreichen, wurden das Wärmeplanungsgesetz (WPG) sowie die Novelle des Gebäudeenergiegeset-

zes (GEG) eingeführt. Beide sollen die schrittweise Dekarbonisierung des Wärmesektors vorantrei-

ben.1 

Ein zentrales Element dieser Strategie ist die kommunale Wärmeplanung. Dieses strategische, 

aber unverbindliche Planungsinstrument soll den Weg zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung 

ebnen. Ziel ist es, die Wärmewende zu beschleunigen, indem die Wärmeerzeugung und -versor-

gung auf kommunaler Ebene nachhaltig, effizient, kostengünstig und resilient gestaltet wird. Bis 

2045 soll Treibhausgasneutralität erreicht werden. 

Die kommunale Wärmeplanung beinhaltet eine detaillierte Bestandsaufnahme, die Analyse lokaler 

Energiequellen, die Identifikation von Einsparpotenzialen durch Gebäudesanierungen und Energie-

effizienzmaßnahmen sowie die Ermittlung geeigneter Gebiete für Wärmenetze. Sie bietet Planungs-

sicherheit für die Bürger und Unternehmen, ohne verbindliche Vorgaben zu machen. Stattdessen 

dient sie als Leitfaden und liefert ein umfassendes Konzept mit konkreten Maßnahmen, die Kom-

munen dabei unterstützen, die Wärmewende erfolgreich umzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund hat die Gemeinde Kolkwitz die vorliegende Wärmeplanung in Auftrag ge-

geben. Nach einer öffentlichen Ausschreibung wurde die Mobilitätswerk GmbH/Zukunfts[pla-

nungs]werk aus Dresden mit der Erstellung des Wärmeplans betraut. Mit diesem Schritt erfüllt die 

Kommune die Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes in Verbindung mit der Brandenburgi-

schen Wärmeplanungsverordnung und unterstreicht ihr Engagement für eine nachhaltige und kli-

mafreundliche Zukunft. 

1.2 Rechtlicher Rahmen 

Das Wärmeplanungsgesetz (WPG), das am 1. Januar 2024 bundesweit in Kraft trat, stellt einen 

zentralen Schritt zur Dekarbonisierung des Wärmesektors dar. Die Umsetzung des Bundesgesetzes 

erfolgt durch entsprechende Landesgesetze oder -verordnungen in den einzelnen Bundesländern. 

In Brandenburg ist die kommunale Wärmeplanung durch die Brandenburgische Wärmeplanungs-

verordnung (Bbg WPV) rechtlich verankert. 

Das WPG verpflichtet Kommunen mit weniger als 100.000 Einwohnenden, bis Mitte 2028 einen 

kommunalen Wärmeplan zu erstellen. Darüber hinaus ist eine regelmäßige Fortschreibung im Fünf-

jahresrhythmus vorgeschrieben. Im Rahmen dieser Überarbeitungen werden die Umsetzung der 

entwickelten Strategien und Maßnahmen überprüft sowie Anpassungen vorgenommen, um die 

Ziele weiterhin effektiv zu verfolgen. 

Zeitgleich trat am 1. Januar 2024 die Novelle des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) auf Bundes-

ebene in Kraft. Während das GEG die energetischen Anforderungen einzelner Gebäude regelt und 

 

1Vgl. Umweltbundesamt (UBA) 2025a (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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somit den regulatorischen Rahmen auf Gebäudeebene schafft, konzentriert sich die Wärmepla-

nung auf die übergeordnete regionale Ebene der Energieversorgung. Diese klare Aufgabenteilung 

sorgt für eine enge Verzahnung zwischen WPG und GEG, wodurch beide Gesetze gemeinsam die 

Transformation hin zu einer klimaneutralen Wärmeversorgung unterstützen. 

1.3 Methodisches Vorgehen 

Die Erarbeitung orientiert sich an den Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes (WPG). Am 1. Juli 

2024 veröffentlichten das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz sowie das Bundes-

ministerium f¿r Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen den ăLeitfaden Wªrmeplanungò2 samt 

eines Technikkatalogs3. Diese dienen sowohl als Empfehlung für die methodische Umsetzung als 

auch als Grundlage für die Kostenschätzung.  

Vorgehensweise:  

 

Abbildung 1: Konzeptioneller Ablauf der kommunalen Wärmeplanung 

Die Bestandsanalyse erfasst den aktuellen Stand der Wärmeversorgung in der Gemeinde. Es wer-

den die aktuellen Wärmebedarfe und -verbräuche der Kommune sowie die daraus resultierenden 

Treibhausgasemissionen analysiert. Zudem werden Informationen über die verschiedenen Gebäu-

detypen und Baualtersklassen im Bestand, die Struktur der vorhandenen Gas- und Wärmenetze 

sowie die Heizsysteme der Gebäude aufbereitet. Daraus erfolgt die Entwicklung eines Zielszenarios 

und die Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsbereiche. Für die 

Fortschreibung der Wärmeplanung besteht die Datenbasis. 

Die Potenzialanalyse ermittelt flächenbezogene Möglichkeiten zur Energieeinsparung durch Re-

duktion des Wärmebedarfs sowie die Möglichkeiten zur Wärmeerzeugung im Untersuchungsgebiet. 

Darüber hinaus bietet sie Wärmeversorgern und -verbrauchern eine erste Einschätzung darüber, 

 

2Vgl. Ortner, Dr.S. et al. 2024 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
3Vgl. Langreder, N. et al. 2024 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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welche Wärmequellen zukünftig im Gemeindegebiet relevant sein könnten und welche einer tiefer-

gehenden Untersuchung bedürfen. Die Ergebnisse dieser Analyse fließen in die Entwicklung des 

Zielszenarios ein. 

Im Zielszenario werden die gewonnen Erkenntnisse zu einem konsistenten Zielbild für das geplante 

Gebiet zusammengeführt. Dabei werden mehrere Szenarien unter verschiedenen Rahmenbedin-

gungen entwickelt, in denen Faktoren wie bspw. Wirtschaftlichkeit, unterschiedliche Energieträger 

und jährliche Sanierungsraten bewertet werden. Das Hauptszenario stellt einen plausiblen Entwick-

lungspfad für eine treibhausgasneutrale Wärmeversorgung bis 2045 im Einklang mit dem Bundes-

Klimaschutzgesetz, dem Wärmeplanungsgesetz und dem Gebäudeenergiegesetz dar. Ein beson-

deres Augenmerk liegt dabei auf der Einteilung von Eignungsgebieten4 für Wärmenetze sowie Ge-

bieten, in denen Eigentümer mit hoher Wahrscheinlichkeit eine individuelle, dezentrale Versor-

gungslösung umsetzen müssen. 

Die Wärmewendestrategie ist ein Maßnahmenplan, der darlegt, wie die gesetzten Ziele erreicht 

und die kommunale Wärmeplanung umgesetzt werden können. Unter Berücksichtigung der vor-

handenen Handlungs- und Entscheidungsspielräume werden gezielt Maßnahmen identifiziert, die 

ergriffen werden sollten. Auf Quartiersebene werden Maßnahmen in Form von Steckbriefen be-

schrieben. Diese Maßnahmen sind mit Kostenschätzungen hinterlegt, zeitlich priorisiert und den 

jeweiligen Zuständigkeiten zugeordnet. 

Die Ergebnisse werden in einem digitalen Zwilling dargestellt, einer digitalen, interaktiven Online-

Kartenanwendung (WebGIS) als Wärmeplanungsatlas für die Gemeinde. Alle gesammelten Daten 

und durchgeführten Analysen werden in dieser Kartenanwendung übersichtlich und verständlich 

dargestellt.  

In der Wärmeplanung spielt das kontinuierliche Monitoring eine entscheidende Rolle. Ein Monito-

ring- und Controllingkonzept hilft der Gemeinde den Transformationsprozess der kommunalen Wär-

meplanung zu steuern.  

 

 

4 Eignungsgebiete sind räumlich definierte Bereiche, in denen bestimmte Versorgungsoptionen ð z. B. ein Anschluss an ein Wärmenetz 

oder eine dezentrale, individuelle Lösung ð als besonders geeignet gelten. Die Festlegung erfolgt auf Basis von Kriterien wie Wärme-

dichte, Eigentümerstrukturen und Wirtschaftlichkeit. 



 

4 

 

2 Bestandsanalyse 

2.1 Datenerhebung 

Eine fundierte Datenbasis ist das Rückgrat der kommunalen Wärmeplanung. Sie bildet die Grund-

lage, um den aktuellen Stand umfassend zu erfassen und eine praxisorientierte Planung zu ermög-

lichen. Die Datenerhebung und -verarbeitung für die Bestandsanalyse erfolgte im Einklang mit den 

Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes (§10ff) und unter strikter Einhaltung der Daten-

schutzvorgaben. Sämtliche veröffentlichten Materialien wurden so aufbereitet, dass keine perso-

nenbezogenen Rückschlüsse möglich sind.  

 

Nach dem Wärmeplanungsgesetz (Anlage 1 zu §15) sind spezifische Daten für die Erstellung eines 

kommunalen Wärmeplans zu erheben. Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht.  

Tabelle 1: Erforderliche Daten und Informationen nach WPG 

Daten und Informationen Datenlieferant Datenerhalt/-abruf 

Jährliche Gas- oder Wärmever-

bräuche bei bestehender lei-

tungsgebundener Wärmeversor-

gung der letzten drei Jahren 

Gas- und Wärmenetzbetreiber Gasnetz:  

03/2025  

Daten zu dezentralen Wärmeer-

zeugungsanlagen mit Verbren-

nungstechnik (Kehrbuchdaten) 

Bezirksschornsteinfeger 02-04/ 2025 

Informationen und Daten zur Ge-

bäudestruktur 

ALKIS-Daten 01/2025  

Prozesswärmeverbräuche und 

Daten zu Abwärmemengen von 

Unternehmen 

Industrielle, gewerbliche und 

sonstige Unternehmen; Plattform 

für Abwärme5 

01/2025  

Strukturdaten zu bestehenden, 

konkret geplanten oder bereits 

genehmigten Wärmenetzen 

Wärmenetzbetreiber Keine Daten für die Gemeinde 

Kolkwitz vorhanden 

Strukturdaten zu bestehenden, 

konkret geplanten oder bereits 

genehmigten Gasnetzen 

Gasnetzbetreiber 03/2025  

Informationen zu bestehenden, 

konkret geplanten oder bereits 

genehmigten Wärmeerzeugern 

Betreiber der Wärmeerzeuger; 

Marktstammdatenregister6 

08/2025  

Informationen zu bestehenden, 

konkret geplanten oder bereits 

genehmigten Stromnetzen auf 

Hoch- und Mittelspannungs-

ebene 

Stromnetzbetreiber 02/2025  

 

5 Vgl. Bundesstelle für Energieeffizienz (BfEE) o. J. (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
6 Vgl. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (BNetzA) 2025 (online, URL siehe Literatur-

verzeichnis). 
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Informationen zu geplanten Opti-

mierungs- Verstärkungs-, Erneue-

rungs- und Ausbaumaßnahmen 

im Niederspannungsnetz 

Stromnetzbetreiber 02/2025  

Informationen zu Kläranlagen TAZ Burg; Umweltbundesamt7 Kläranlagenbetreiber: 

01/2025  

 

Umweltbundesamt: 

08/2025  

Informationen zu Bauleitplänen, 

städtebaulichen Planungen und 

Konzepten 

Gemeinde/Landkreis 04/2025  

Um eine konsistente und strukturierte Datenerhebung sicherzustellen, wurden Vorlagen bereitge-

stellt. Eine detaillierte Übersicht über die angeforderten und tatsächlich erhaltenen Daten findet 

sich in Tabelle 25 im Anhang. 

Zusätzlich zu den vor Ort gesammelten Informationen wurden externe Datenquellen, Statistiken 

und Kennzahlen (wie bspw. Zensusdaten 2022) herangezogen, um das Datenbild zu vervollständi-

gen. Eine sorgfältige Plausibilitätsprüfung gewährleistet, dass die Daten als solide Grundlage für 

weiterführende Analysen und Berechnungen dienen. 

Die zugrunde liegenden Daten wurden von den Datengebern in aggregierter Form entsprechend 

den gesetzlichen Vorgaben bereitgestellt und datenschutzkonform aufbereitet. Für die Modellie-

rung war es daher notwendig, mit diesen Aggregaten zu arbeiten, wodurch gewisse Ungenauigkei-

ten unvermeidbar sind. Alle Auswertungen und Darstellungen erfolgen unter Beachtung der Daten-

schutzvorgaben. Baublöcke mit drei oder weniger Hausnummern werden in einem ersten Schritt 

mit benachbarten Blöcken zusammengeführt. Ist eine Zusammenführung nicht möglich, werden 

diese Baublöcke aus Gründen der Anonymisierung nicht dargestellt. 

Trotz sorgfältiger Prüfung der Daten können in Einzelfällen unplausible Werte auftreten. Diese kön-

nen auf verschiedene Ursachen zurückzuführen sein, beispielsweise: 

¶ Falsche oder unvollständige Adresszuordnungen. 

¶ Ungenaue Angaben in Kehrbüchern, wie fehlerhafte Leistungsdaten oder Altersangaben 

der Heizungsanlage. 

¶ Fehlende Zuordnungen bei gemeinschaftlich genutzten Heizungsanlagen, die mehrere Ge-

bäude versorgen. 

¶ Unbekannte Energieträger bei Gebäuden, deren Beheizung angenommen wird, zu denen 

jedoch keine entsprechenden Angaben vorliegen. 

Diese Herausforderungen unterstreichen die Bedeutung einer kontinuierlichen Datenpflege und 

Nachbearbeitung, um die Qualität der Datengrundlage fortlaufend zu verbessern.  

 

7 Vgl. Umweltbundesamt (UBA) 2022 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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2.2 Gemeindestruktur 

Die Gemeinde Kolkwitz erstreckt sich über eine Fläche von 10,49 Quadratkilometer (km²). Mit ins-

gesamt 9.256 Einwohner weist die Gemeinde eine Bevölkerungsdichte von rund 11 Personen pro 

km² auf.8 

Das Gemeindegebiet gliedert sich in elf Ortsteile. Rund die Hälfte aller Einwohnenden leben im 

Ortsteil Kolkwitz mit 4.190 Personen. Es folgen Papitz mit 836 Einwohnenden und Limberg mit 

736. Eine Übersicht der Ortsteile nach Einwohnerzahl bieten Abbildung 2 und Tabelle 26 (im An-

hang).  

 

Abbildung 2: Ortsteile nach Einwohnerzahl 

Tabelle 27 und Tabelle 28 im Anhang liefern eine Übersicht zentraler demografischer, sozioökono-

mischer sowie wirtschafts- und strukturbezogener Indikatoren. Dazu zählen unter anderem die Be-

völkerungsentwicklung und -prognose, das Durchschnittsalter, Einkommensstrukturen, die Eigen-

tümerquote und die Baulandpreise. Diese Kennzahlen bilden eine Grundlage, um die kommunalen 

Rahmenbedingungen zu analysieren und die zukünftigen Anforderungen sowie Potenziale in der 

Wärmeplanung zu bewerten. Die Daten werden sowohl in der Analyse der aktuellen Gegebenheiten 

als auch für die prognostizierten Entwicklungen genutzt. 

 

8Vgl. Statistisches Bundesamt (StBA) 2023. 
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Die Gemeinde verzeichnete zwischen 2011 und 2024 ein Bevölkerungsrückgang von 0,3 %.9 Auch 

die Prognose bis 2040 ist rückläufig.10 Mit einem Durchschnittsalter von 48,6 Jahren ist die Bevöl-

kerung älter als der Landes- und Bundesschnitt. 11  

Kolkwitz liegt in der Lausitz, einer Region, die durch den geplanten Ausstieg aus der Kohleverstro-

mung vor tiefgreifenden strukturellen Veränderungen steht. Während der Energiesektor traditionell 

eine zentrale Rolle für die regionale Wertschöpfung spielt, haben sich in den letzten Jahren andere 

Branchen wie Gesundheitswesen, Dienstleistungen und das verarbeitende Gewerbe positiv entwi-

ckelt.12 Diese Dynamik spiegelt sich auch in Kolkwitz wider: Die Gemeinde weist eine sehr niedrige 

Arbeitslosenquote und eine stabile Beschäftigungslage auf. Das verfügbare Einkommen pro Kopf 

liegt leicht über dem Landesdurchschnitt von Brandenburg, bleibt jedoch unter dem Bundesdurch-

schnitt. Diese vergleichsweise geringere Kaufkraft könnte die Investitionsbereitschaft in kostenin-

tensive Technologien wie Wärmepumpen begrenzen, was für die Umsetzung der Energiewende vor 

Ort eine Herausforderung darstellt 

 

2.3 Flächennutzung 

Durch Auswertung der ALKIS-Daten13 des Landes Brandenburg lässt sich die Flächennutzung in-

nerhalb des Gemeindegebiets anschaulich darstellen. Abbildung 3 und Abbildung 4 zeigen, dass 

das Planungsgebiet überwiegend von landwirtschaftlichen Flächen sowie Wald- und Gehölzflächen 

geprägt ist, die zusammen etwa 84 % der Gesamtfläche ausmachen. Die Siedlungsflächen nehmen 

dabei rund 8 % ein. 

  

Abbildung 3: Flächennutzung in Deutschland und Kolkwitz im Vergleich14 

 

9 Ebenda. 
10 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 2024 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
11 Vgl. Statistisches Bundesamt o. J. 
12 Vgl. Seibert, H. et al. 2018 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
13 Vgl. Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg (LGB) k. J. 
14 Bei allen Diagrammen mit gerundeten Prozentwerten kann es zu Abweichungen kommen, sodass die Gesamtsumme nicht exakt 

100 % ergibt. 
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Abbildung 4: Flächennutzung in der Gemeinde Kolkwitz 

2.3.1 Wohn-, Industrie- und Gewerbegebiete 

Abbildung 5 veranschaulicht die unterschiedlichen Nutzungen innerhalb der Siedlungsgebiete der 

Gemeinde Kolkwitz. Dabei werden die Siedlungsbereiche in sogenannte Baublöcke unterteilt. Ein 

Baublock beschreibt dabei eine in sich geschlossene, von Straßen, Wegen oder anderen linearen 

Strukturen abgegrenzte Fläche, die in der Regel eine einheitliche Nutzungs- oder Bebauungsstruk-

tur aufweist. Die Abgrenzung der Baublöcke basiert auf einem Auszug aus den ATKIS-Daten des 

Landes Brandenburg, welche bereits eine systematische Klassifizierung der Flächennutzungen ent-

halten und somit eine detaillierte Analyse ermöglichen.15 

Die Gemeindestruktur Kolkwitzõ wird maßgeblich durch Wohnbauflächen geprägt, die sich vor allem 

im Ortsteil Kolkwitz befinden. Die kleineren Ortsteile weisen ebenfalls klar abgegrenzte Siedlungs-

muster auf. Außerhalb dieser Areale befinden sich vereinzelt Gebäude, wie landwirtschaftliche Be-

triebe oder abgelegene Wohnhäuser. 

Zusätzlich sind ausgewiesene Industrie- und Gewerbeflªchen vorhanden, zum Beispiel im ăCo-

techno-Parkò und im Gewerbegebiet Krieschow. In den Ortsteilen Hªnchen, Klein Gaglow und 

Kunersdorf befinden sich weitere kleinere Gewerbegebiete. Auch an der Ortsgrenze Eichow ð Vet-

schau befindet sich ein Gewerbegebiet, wobei dieses zum Teil von einer großen PV-Freiflächenan-

lage geprägt ist. Die Region ist vor allem von mittelständischen Unternehmen und Dienstleistern 

geprägt.16  

 

15 Vgl. Landesvermessung und Geobasisinformation Brandenburg (LGB) 2024. 
16 Vgl. Gemeinde Kolkwitz o. J. (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Abbildung 5: Flächennutzung in der Gemeinde nach Bauböcken 

2.3.2 Schutzgebiete 

Das Gemeindegebiet von Kolkwitz umfasst insgesamt zehn ausgewiesene Schutzgebiete, die einen 

wichtigen Beitrag zum Naturschutz in der Region leisten.  

Das flªchenmªÇig grºÇte Schutzgebiet ist das Landschaftsschutzgebiet ăWiesen- und Teichland-

schaft Kolkwitz/Hªnchenò. Es befindet sich im ºstlichen Gemeindegebiet und umfasst 15,2 kmį. 

Insgesamt entfallen 31,4 km² der Gemeindefläche auf Landschaftsschutzgebiete, was einem An-

teil von etwa 30 % entspricht. Darüber hinaus nimmt das Biosphärenreservat eine Fläche von 14,8 

km² ein (14,1 % der Gesamtfläche). Die Vogelschutzgebiete erstrecken sich über weitere 13,3 km² 

und entsprechen damit rund 12,7 % der Gemeindefläche. Ein weiterer relevanter Schutzaspekt 

betrifft die Wasserschutzgebiete: 17,6 km² liegen in der Schutzzone III, während 1,1 km² der 

Schutzzone II zugeordnet sind. 

Da sich die Schutzgebiete teilweise überlagern, ergibt sich ein effektiver Schutz von 49 km², was 

rund 47 % des gesamten Gemeindegebiets entspricht. Einen Überblick über die relevanten Schutz-

gebietsflächen veranschaulicht. 
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Abbildung 6: Schutzgebiete in der Gemeinde Kolkwitz 

Schutzgebiete stehen häufig nicht zur Ressourcennutzung bzw. als geeignete Fläche für die Ener-

gieerzeugung zur Verfügung. Besonders Naturschutzgebiete gemäß § 23 Bundesnaturschutzge-

setz (BNatSchG) unterliegen strengen Auflagen. Dies schränkt den Bau erneuerbarer Energieerzeu-

gungsanlagen, wie bspw. Windkraftanlagen, geothermische Anlagen oder Freiflächen-Solaranla-

gen, ein. 

Tabelle 29 im Anhang bietet einen Überblick über die Einschränkungen, die für verschiedene Anla-

gen zur Strom- und Wärmeerzeugung in den unterschiedlichen Arten von Schutzgebieten gelten. 

2.4 Bauleitplanungen 

Neubaugebiete eröffnen die Chance, bereits in der Planungsphase in Abstimmung mit den künfti-

gen Eigentümern innovative Energie- und Wärmeversorgungskonzepte umzusetzen. Auf diese 

Weise lassen sich die Vorgaben des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) von Beginn an berücksichti-

gen. Seit dem 1. Januar 2024 gilt für Neubauten in Neubaugebieten die verbindliche Vorgabe, dass 

Heizsysteme mindestens 65 % erneuerbare Energien nutzen müssen. Damit entsteht ein klarer 

Rahmen, um in neu entstehenden Quartieren konsequent auf klimafreundliche Lösungen zu set-

zen. 

Von besonderer Bedeutung für die kommunale Wärmeplanung sind zudem die Gewerbe- und In-

dustriegebiete. Sie zeichnen sich in der Regel durch einen hohen und kontinuierlichen Wärmebe-

darf aus. Der Einsatz effizienter Versorgungssysteme bietet hier nicht nur erhebliches Potenzial zur 

Reduzierung von COϜ-Emissionen, sondern eröffnet auch Synergieeffekte. Dazu zählen insbeson-

dere interne Effizienzmaßnahmen in den Betrieben, die Nutzung von Abwärme sowie der Einsatz 

von Kraft-Wärme-Kopplung. Durch die gezielte Einbindung solcher Potenziale in mögliche Wärme-

netze können Versorgungssicherheit und Wirtschaftlichkeit verbessert werden. Auch Photovoltaik-
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Freiflächenanlagen benötigen einen Bebauungsplan, sofern diese nicht in privilegierten Bereichen 

gemäß § 35 BauGB liegen (siehe Kapitel 3.2.1.2). 

Bei der Nutzung alternativer Wärmequellen, beispielsweise oberflächennaher Geothermie, sind 

mögliche Einschränkungen durch geologische Voraussetzungen, Genehmigungspflichten oder Flä-

chenbedarf zu beachten. Dies gilt auch für Neubaugebiete mit Wohnfunktion, da sowohl die Vorga-

ben der Bodendenkmalpflege als auch die Lage innerhalb eines Wasserschutzgebiets Einfluss ha-

ben können. 

Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden die Bauleitplanung der Gemeinde Kolkwitz näher be-

trachtet. Die für die kommunale Wärmeplanung relevanten Bereiche sind in Tabelle 2 aufgeführt.  

Tabelle 2: Aktuelle Bauleitplanungen in der Gemeinde Kolkwitz 

Bebauungsplan Ortsteil Gebietstyp Besonderheiten 

B-Plan Sonnnelug Milkersdorf Wohngebiet ¶ Keine 

B-Plan Am Wiesengrund 

III 

Kolkwitz Wohngebiet ¶ Keine 

PV-Planung RWE Hän-

chen 

Hänchen Sondergebiet ¶ Keine 

PV-Planung RWE südlich 

von Krieschow 

Krieschow Sondergebiet ¶ Keine 

Bei der Entwicklung neuer Baugebiete sind derzeit keine Einschränkungen zu berücksichtigen.  

Eine räumliche Übersicht über die aktuellen Bauleitplanungen gibt Abbildung 7. Abgeschlossene 

Bauprojekte/ -planungen sind nicht aufgeführt, da diese bereits umgesetzt sind und damit in den 

Bestandsdaten enthalten sind.  
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Abbildung 7: Aktuelle Bauleitplanungen in der Gemeinde Kolkwitz 

2.5 Gebäudestruktur im Bestand 

Insgesamt wurden im Planungsgebiet 13.540  Gebäude aus den ALKIS-Daten des Landes Branden-

burg erfasst, davon 4.645 mit Wärmebedarf. Dabei wurden ausschließlich Gebäude mit einer 

Grundfläche von mehr als 35 m² berücksichtigt, da kleinere Gebäude in der Regel unbeheizt sind. 

Ebenfalls nicht berücksichtigt wurden größere, unbeheizte Gebäude(-teile) wie Garagen, Lagerhal-

len und Scheunen.17  

Basierend auf dem ALKIS-Objektartenkatalog wurde die Einteilung der Sektoren (Öffentlich, Wohn-

gebäude, Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD), Industrie und Sonstiges) vorgenommen. 

Dies orientiert sich an dem Technikkatalog Wärmeplanung.18 

¶ Gebªude mit der Funktion ăGebªude f¿r Gewerbe und Industrieò werden dem Sektor In-

dustrie zugewiesen.  

¶ Öffentlich klassifizierte Gebäude befinden sich nicht zwangsläufig im Eigentum der Kom-

mune, sondern können auch Einrichtungen des Bundes, des Landes oder des Landkreises 

sein. 

¶ Zur Kategorie ăSonstigesò zªhlen Gebªude, die keiner der genannten Sektoren eindeutig 

zugeordnet werden können ð beispielsweise Scheunen oder Ställe. 

 

17 Dafür wurde für jede der über 200 Gebäudefunktionen im ALKIS-Objektartenkatalog festgelegt, ob dieser Gebäudetyp beheizt ist oder 

nicht. 
18 Vgl. Langreder, N. et al. 2024 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Es ist zu beachten, dass die ALKIS-Daten in Einzelfällen fehlerhaft sein können. Dadurch kann es 

vorkommen, dass Gebäude als beheizt angenommen werden, obwohl sie tatsächlich nicht beheizt 

sind. Eine direkte Überprüfung vor Ort ist im Rahmen der Datenauswertung nicht möglich. 

2.5.1 Anzahl der Gebäude und Nutzungsart 

Von den insgesamt 4.645 Gebäuden mit Wärmebedarf entfallen 3.889 ð das entspricht etwa ei-

nem Anteil von 84 % auf den Wohnsektor. Gebªude aus dem Sektor ăGewerbe, Handel und Dienst-

leistungenò (GHD) machen etwa 11 % der beheizten Gebäude aus.  

Mit 83 öffentlichen Gebäuden und 75 Industriegebäuden sind diese Sektoren nur in sehr geringem 

Umfang vertreten (vgl. Abbildung 8). Trotz ihres geringen Anteils am Gesamtgebäudebestand bie-

ten öffentliche Gebäude den größten Hebel, kurzfristig Maßnahmen zur Reduzierung der CO2-Emis-

sionen umzusetzen und als Vorbild voranzugehen. 

 

Abbildung 8: Gebäudeanzahl und beheizte Fläche nach Sektoren 

Die insgesamt beheizte Fläche beläuft sich auf etwa 90 Hektar. Den größten Anteil daran haben 

Wohngebäude mit 70 %, gefolgt von den Gebäuden aus dem GHD-Sektor, die 18 % der beheizten 

Fläche ausmachen. Öffentliche Gebäude nehmen 3 % und Industriegebäude 6 % der Fläche ein 

(vgl. Abbildung 8).  

2.5.2 Gebäudetypen 

Im Wohnsektor dominieren Ein- und Zweifamilienhäuser mit einem Anteil von 71 % am Gesamtge-

bäudebestand. Reihenhäuser (7 %), Mehrfamilienhäuser (6 %) und Wohnblöcke (0,1 %), während 

Nichtwohngebäude 16 % des Bestands stellen.  

Auf Wohnungsebene zeigt sich ein differenzierteres Bild: Von den insgesamt 6.091 Wohneinheiten 

entfallen 76 % auf Ein- und Zweifamilienhäuser, 17 % auf Mehrfamilienhäuser, 6 % auf Reihenhäu-

ser und 0,8 % auf Wohnblöcke. Damit stellen Mehrfamilienhäuser sowie Wohnblöcke trotz ihrer 

geringen Anzahl an Gebäuden einen vergleichsweisen hohen Anteil am Wohnungsbestand.
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Tabelle 3: Anzahl und Anteil Gebäudetypen/Wohnungen in der Gemeinde 

Gebäudetyp Anzahl Ge-

bäude 

Gebäude in % 

(Gesamt) 

Gebäude in %  

(ohne NWG) 

Anzahl Woh-

nungen 

Wohnungen in 

% 

Nichtwohnge-

bäude (NWG) 

756 16,3 - - - 

Ein- bis Zweifa-

milienhaus 

3.288 70,8 84,5 4.618 75,8 

Reihenhaus 314 6,8 8,1 387 6,4 

Mehrfamilien-

haus 

284 6,1 7,3 1.040 17,1 

Wohnblock 3 0,1 0,1 46 0,8 

Gesamt 4.645 100,0 100,0 6.091 100,0 

Die räumliche Analyse (vgl. Abbildung 9) verdeutlicht, welche Gebäudetypen die einzelnen Baublö-

cke prägen. In den meisten Ortsteilen, einschließlich des Ortsteils Kolkwitz, dominieren Einfamili-

enhäuser. In fast allen Siedlungsbereichen finden sich zudem zahlreiche Baublöcke, in denen 

Nichtwohngebäude den vorherrschenden Gebäudetyp darstellen. Reihenhäuser treten lediglich 

punktuell auf. Mehrfamilienhäuser sind hingegen im Gemeindegebiet kaum vertreten; eine Aus-

nahme bildet bspw. der Bereich am Klinikum.  

 

Abbildung 9: Überwiegender Gebäudetyp nach Baublöcken 
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Maßnahmen im Bereich der Mehrfamilienhäuser betreffen eine geringe Anzahl von Gebäuden, je-

doch eine höhere Anzahl an Einwohner. Aufgrund ihrer potenziell hohen Wärmedichte eignen sich 

diese Gebäude besonders für die Einrichtung von Wärme- oder Gebäudenetzen. Einfamilienhäuser 

eignen sich dagegen besonders für dezentrale Lösungen ð insbesondere in Gebieten ohne Anker-

kunden, wie größere kommunale oder gewerbliche Einrichtungen, die eine zentrale Wärmeversor-

gung unterstützen könnten. 

2.5.3 Baualtersklassen 

Im Rahmen des kommunalen Wärmeplans liefert die Analyse der Baualtersklassen Erkenntnisse 

zur energetischen Sanierbarkeit des Gebäudebestands und zum daraus resultierenden Wärmebe-

darf (vgl. Abbildung 10). In den vergangenen Jahrzehnten wurden die Anforderungen an den Wär-

meschutz von Gebäuden durch verschiedene Wärmeschutzverordnungen und später das Energie-

effizienzgesetz stetig verschärft.  

In der DDR war der Wohnungsbau ab den 1960er Jahren in erster Linie auf Schnelligkeit und die 

rasche Versorgung mit Wohnraum ausgerichtet. Energieeffizienz spielte nur eine untergeordnete 

Rolle. Erst ab Mitte der 1970er Jahre wurden zunehmend Anforderungen an den Wärmeschutz von 

Gebäuden gestellt. So regelten u. a. die TGL-Normen (technische Güte- und Lieferbedingungen) 

wärmeschutztechnische Anforderungen an Außenbauteile, etwa hinsichtlich der maximal zulässi-

gen Wärmedurchgangswerte (U-Werte) für Wände, Dächer und Fenster. Dadurch stellte sich eine 

Verbesserung des energetischen Gebäudestandards ab Ende der 1970er Jahre ein. 

Nach der Wiedervereinigung wurde das Baurecht der Bundesrepublik schrittweise auf die neuen 

Bundesländer übertragen. So galt ab 1991 die Wärmeschutzverordnung (WSchVO), die 1995 noch 

einmal verschärft wurde. In den 1990er und 2000er Jahren wurden viele Gebäude mit Wärme-

dämmverbundsystemen oder modernen Fenstern ausgestattet. 2002 wurde die WSchVO von der 

Energieeinsparverordnung und 2020 vom Gebäudeenergiegesetz (GEG) abgelöst. Mit den gesetz-

lichen Anforderungen geht eine Verbesserung des energetischen Zustands der Gebäude einher, 

weshalb das Gebäudealter als wichtiger Indikator für Betrachtungen im Zuge der Wärmeplanung 

herangezogen wird.     

Die folgenden Darstellungen beziehen sich ausschließlich auf Wohngebäude. Das Gebäudealter 

von reinen Gewerbe- oder Industriegebäuden ist nicht bekannt, da keine Daten vorliegen.  

Von insgesamt 3.889 betrachteten Wohngebäuden in Kolkwitz wurde wurden knapp 30 % der 

Wohngebäude vor 1949 errichtet. Diese älteren Gebäude weisen häufig einen schlechten energe-

tischen Zustand auf, der sich durch hohe spezifische Wärmekosten bemerkbar macht und auf ein 

Potenzial zur energetischen Sanierung hinweist. 

Gleichzeitig ist ein hoher Anteil an Gebäuden zu verzeichnen, die zwischen 1991 und 2000 errich-

tet wurden. In diesem Zeitraum galt bereits die 3. Wärmeschutzverordnung (WSchVO), wodurch der 

energetische Standard gegenüber älteren Baualtersklassen verbessert wurde. Dennoch unter-

scheiden sich die Anforderungen dieser Zeit von den heutigen Vorgaben. Daraus ergibt sich ð je 

nach individuellem Zustand ð weiterhin Potenzial für energetische Verbesserungen, auch wenn 

eine Sanierung nur selten heutige Neubaustandards erreicht.  
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Abbildung 10: Baualtersklassen der Wohngebäude in der Gemeinde Kolkwitz 

Die Karte zur vorherrschenden Baualtersklasse in der Gemeinde Kolkwitz zeigt, in den meisten 

Ortsteilen der Gemeinde Kolkwitz überwiegend jüngere Baualtersklassen ab dem Jahr 1979, die 

dort nahezu flächendeckend vertreten sind. Auch in Ortsteilen mit älterer Bausubstanz, wie bei-

spielsweise Papitz oder Krieschow, finden sich Baublöcke mit überwiegend jüngeren Gebäuden. 

(vgl. Abbildung 11).  

In der Gemeinde stehen 33 Gebäude unter Denkmalschutz. Das bedeutet, dass der überwiegende 

Teil der Gebäude nicht den besonderen Auflagen des Denkmalschutzes unterliegt. Da Sanierungen 

an denkmalgeschützten Gebäuden häufig nur eingeschränkt möglich sind, ist der geringe Anteil in 

Kolkwitz ein Vorteil: Für die große Mehrheit der Gebäude bestehen keine zusätzlichen Hürden 

durch den Denkmalschutz, sodass energetische Sanierungsmaßnahmen und Modernisierungen in 

der Regel problemloser umgesetzt werden können.
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Abbildung 11: Überwiegende Baualtersklasse der Wohngebäude nach Baublöcken 

2.5.4 Energieeffizienzklassen der Wohngebäude 

Basierend auf der Energieeffizienzklassifizierung gemäß Gebäudeenergiegesetz (GEG) 2023 wird 

für jedes Wohngebäude eine entsprechende Einstufung vorgenommen (vgl. Abbildung 12).  

Die Ergebnisse verdeutlichen, dass in Kolkwitz ein Sanierungsbedarf besteht. Rund 19 % der Wohn-

gebäude befindet sich in den Effizienzklassen F, G und H, die durch einen besonders hohen End-

energieverbrauch pro Quadratmeter Gebäudenutzfläche und Jahr gekennzeichnet sind. Der größte 

Teil des Bestandes verteilt sich auf die Klassen C, D und E, während nur ein sehr geringer Anteil 

der Gebäude den guten Effizienzklassen A oder A+, sowie B zugeordnet werden kann. Das deutet 

darauf hin, dass trotz eines hohen Anteils jüngerer Baualtersklassen Potenziale zur Verbesserung 

der Energieeffizienz bestehen. 

Zukünftig sind hierbei auch die Vorgaben der EU-Gebäuderichtlinie zu berücksichtigen, die bis Mai 

2026 in nationales Recht überführt werden muss. Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten 

dazu, Maßnahmen zu ergreifen, um den Primärenergieverbrauch deutlich zu senken ð insbeson-

dere durch eine schrittweise Sanierung der energetisch schlechtesten Gebäude. Konkret sieht sie 

vor, den Energieverbrauch der energetisch schwächsten 43 % des Wohngebäudebestandes, um 

mindestens 55 % zu reduzieren. Für Bürgerinnen und Bürger entsteht daraus jedoch kein unmit-

telbarer Sanierungszwang. Die Mitgliedstaaten haben vielmehr die Möglichkeit, verschiedene 

Wege zu wählen, um die Vorgaben zu erfüllen ð beispielsweise durch Förderprogramme, Anreize 

oder andere Instrumente.19  

 

19 Vgl. Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) 2025 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Abbildung 12: Energieeffizienzklassen (von Wohngebäuden) in der Gemeinde Kolkwitz 

2.6 Wärmeversorgung 

Die wichtigsten Datenquellen sind die digitalen Kehrbuchdaten der Bezirksschornsteinfeger sowie 

Informationen der Gas- und Wärmenetzbetreiber. Zum Abgleich mit dem bundesweiten Durch-

schnitt wurden ergänzend Zensusdaten herangezogen. Dabei ist zu beachten, dass die Zensuser-

gebnisse auf Selbstauskünften basieren, deren Richtigkeit nicht überprüft werden kann.  

Besonders detaillierte Informationen liegen für kommunale Liegenschaften vor. In den Bereichen 

Gewerbe, Handel, Dienstleistungen (GHD) sowie Industrie stützen sich die verfügbaren Angaben 

ausschließlich auf Daten der Schornsteinfeger und Netzbetreiber.  

 

Für den Einsatz strombasierter Heizsysteme ð wie Nachtspeicheröfen, andere Stromdirektheizun-

gen oder Wärmepumpen ð fehlen belastbare Daten. Diese Heizsysteme werden in den Kehrbuch-

daten nicht erfasst, und die Gemeinde als planungsverantwortliche Stelle ist laut Wärmeplanungs-

gesetz nicht befugt, entsprechende Informationen von den Stromnetzbetreibern zu erhalten.

  

Unter Gebäudenetz wird eine Wärmeversorgung mehrerer Gebäude über eine zentrale Wärmeer-

zeugungsanlage (BHKW) verstanden. Zur besseren Übersicht wird in der Datenauswertung die Ka-

tegorie Gebäude-/Wärmenetz verwendet. Diese fasst sowohl den Bezug von Fern- und Nahwärme 

als auch die Versorgung über Gebäudenetze zusammen. 

2.6.1 Primäre Energieträger zum Heizen von Wohngebäuden 

Ein Blick auf Abbildung 13 zeigt, dass fossile Energieträger weiterhin einen erheblichen Anteil an 

der Wärmeversorgung von Wohngebäuden in Kolkwitz ausmachen: 59 % werden mit Gas, 22 % mit 

Heizöl und 1 % mit Kohle beheizt. Auffällig ist, dass Gas häufiger genutzt wird als im Bundesdurch-

schnitt. Der hohe Anteil fossiler Energien verdeutlicht die zentrale Herausforderung für die Dekar-

bonisierung der Gemeinde. Erneuerbare Heiztechnologien spielen bislang eine untergeordnete 

Rolle. Wärmepumpen kommen in rund 8% der Gebäude zum Einsatz ð ein Wert, der über dem 
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Bundesdurchschnitt liegt und vermutlich auf den vergleichsweise jüngeren Gebäudebestand zu-

rückzuführen ist. 

 

Abbildung 13: Anteil der primären Energieträger zum Heizen von Wohngebäuden 

Abbildung 14 zeigt die räumliche Verteilung der vorherrschenden Energieträger auf Baublock-

ebene. In nahezu allen Baublöcken dominieren Gasheizungen.  
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Abbildung 14: Überwiegende Energieträger auf Baublockebene in der Gemeinde Kolkwitz 

Zu den Gasheizungen zählen auch Flüssig- oder Gasetagenheizungen. Der Anteil der Gasetagen-

heizungen liegt dabei im niedrigen einstelligen Bereich. Deren Umrüstung auf klimafreundliche Sys-

teme gestaltet häufig aufwendig und kostenintensiv, was den Wechsel zu nachhaltigeren Heizsys-

teme verlangsamen kann. Im Gebäudeenergiegesetzes (GEG) sind für Etagenheizungen daher be-

sondere Übergangsregelungen vorgesehen.  

Abbildung 15 zeigt die Entwicklung der primären Heizenergieträger bei neu fertiggestellten Wohn-

gebäuden in Deutschland im Vergleich zum Landkreis Spree-Neiße im Zeitraum von 2016 bis 

2023. 

Deutschlandweit ist seit 2016 ein klarer Trend hin zur Wärmepumpe zu erkennen. Ihr Anteil stieg 

kontinuierlich von rund 32,5 % im Jahr 2016 auf etwa 65,6 % im Jahr 2023 an. Parallel dazu nahm 

der Einsatz von Gasheizungen im Neubau stark ab ð von über 53,1 % im Jahr 2016 auf nur noch 

knapp 19,9 % im Jahr 2023. Ölheizungen sind im Neubau seit 2016 praktisch bedeutungslos. 

Auch im Landkreis Spree-Neiße zeigt sich ein deutlicher Wandel. Der Anteil der Wärmepumpen 

erhöhte sich von 48,0 % im Jahr 2016 auf knapp 79,9 % im Jahr 2023 ð und liegt damit deutlich 

über dem Bundesdurchschnitt. Der Anteil an Gasheizungen sank im gleichen Zeitraum von 39,9 % 

auf 11,4 %, was einen noch stärkeren Rückgang als auf Bundesebene bedeutet. Der Anschluss an 

Gebäude- und Wärmenetze spielt mit etwa 3,3 % eine eher geringe Rolle. 

Alternative Energieträger wie Biomasse, Holz, Solarthermie und Strom bleiben sowohl bundesweit 

als auch im Landkreis mit Anteilen von meist unter 10 % vergleichsweise unbedeutend. Es zeigt 

sich, dass Wärmepumpen in der Region bereits eine etablierte Technologie für neue Wohngebäude 
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darstellen. Die Daten basieren auf Erhebungen des Statistischen Bundesamtes. Auf Gemeinde-

ebene liegen keine spezifischen Angaben vor.20. 

 

Abbildung 15: Fertigstellung von Wohngebäuden nach primärer Heizenergie 

2.6.2 Anzahl der Feuerungsstätten nach Baujahr und Brennstoff 

Die Kehrbuchdaten der Bezirksschornsteinfeger erhalten in der Regel Angaben zum Baujahr und 

Brennstoff der Feuerungsstätten. Auf Basis dieser Angaben lässt sich abschätzen, wie viele Hei-

zungsanlagen in den kommenden Jahren voraussichtlich ausgetauscht werden müssen und wel-

cher Aufwand damit für das Fachhandwerk verbunden ist. Die Informationen liegen dabei für pri-

märe als auch sekundäre Heizsysteme wie beispielsweise Kamine vor. Für die Darstellungen wer-

den ausschließlich Gas- und Ölheizungen betrachtet, da es sich hierbei in der Regel um Primärhei-

zungen handelt.  

Bei Betrachtung der vorhandenen Daten fällt auf, dass 34,6 % der Heizungsanlagen älter als 20 

Jahre sind. Laut GEG kann eine bestehende Heizung i. d. R. weiterbetrieben und bei Bedarf repa-

riert werden. Eine Austauschpflicht besteht nur in Ausnahmefällen, wenn es sich bei den vorhan-

denen Anlagen nicht um Niedertemperatur-Heizkessel oder Brennwertkessel handelt. Dennoch 

kann davon ausgegangen werden, dass Heizungsanlagen, die älter als 20 Jahre sind in den kom-

menden Jahren getauscht werden, sei es aus Effizienzgründen oder da sie das Ende ihres Lebens-

zyklus erreicht haben In Abbildung 16 sieht man, dass vor allem in Babow, Milkersdorf und Papitz 

ältere Heizungen vorhanden sind. .

 

20 Vgl. Statistisches Bundesamt (StBA) o. J. 
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Tabelle 4: Anteile der Öl- und Gasheizungen nach Alter 

Alter Anzahl Anteil in % Anteil in % ohne unbe-

kannt 

Jünger als 5 Jahre 665  24,1 24,2 

5 - 10 Jahre 690  25,1 25,2 

11 - 15 Jahre 299  10,9 10,9 

16 - 20 Jahre 135  4,9 4,9 

21 - 25 Jahre 211  7,7 7,7 

26 - 30 Jahre 492  17,9 18,0 

Älter als 30 Jahre 248  9,0 9,1 

Unbekannt 11 0,4 NA 

Gesamt 2.751 100,0 100,0 

Empfehlenswert ist eine Heizungsumstellung im Voraus zu planen und sich unter Einbeziehung der 

Rahmenbedingungen vor Ort für eine geeignete Versorgungslösung zu entscheiden. Ein kurzfristi-

ger Austausch z. B. aufgrund eines Defekts während der Heizperiode sollte vermieden werden. Für 

eine Vielzahl von Eigentümern im Gemeindegebiet besteht somit für die kommenden Jahre Hand-

lungsbedarf. Ob eine Austauschpflicht besteht, sollte für Heizsysteme, die älter als 30 Jahre sind 

im Einzelfall geprüft werden. 
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Abbildung 16: Mittleres Heizungsalter (von Feuerstätten) in der Gemeinde Kolkwitz 

2.6.3 Heizungsarten nach Sektoren 

Abbildung 17 und Tabelle 5 zeigen die Verteilung der Heizungsarten bezogen auf die Gebäude in 

den einzelnen Sektoren. Grundlage ist die Anzahl der Gebäude, nicht die Menge der Heizungsan-

lagen ð es handelt sich also um eine gebäudebezogene Auswertung. 

Die Auswertung verdeutlicht die Dominanz von Gasheizungen in allen betrachteten Sektoren. Im 

öffentlichen Bereich liegt ihr Anteil bei rund 81%, im Wohnsektor bei 59%, in der Industrie bei 

73 % und im GHD-Sektor (Gewerbe, Handel, Dienstleistungen) bei 64%. Gas ist damit die mit Ab-

stand wichtigste Wärmeversorgungsform. Ölheizungen spielen ebenfalls eine relevante Rolle, ins-

besondere im Sonstigen Sektor mit 29%. Im Wohnsektor und im GHD-Sektor beträgt ihr Anteil je-

weils 22%, in der Industrie 17% und im öffentlichen Bereich 13%. Andere Heizungsarten wie Bio-

masseanlagen, Kamine/Öfen oder Wärmepumpen sind bislang nur in sehr geringem Umfang ver-

treten. Wärmepumpen heizen aktuell zwischen 5% und 9% des Gebäudebestands. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Wärmeversorgung in der Gemeinde Kolkwitz von fossilen Energie-

trägern ð insbesondere Gas ð dominiert wird. Für die kommunale Wärmeplanung bedeutet dies, 

dass eine Dekarbonisierung des Gebäudebestands nur durch eine gezielte Transformation hin zu 

erneuerbaren Heizsystemen wie Wärmepumpen, Biomasseanlagen oder durch den Ausbau von 

Wärmenetzen erreicht werden kann.  
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Abbildung 17: Heizungsarten nach Gebäudeanteil und Sektor in der Gemeinde Kolkwitz 

Tabelle 5: Anzahl der Gebäude nach Heizungsart und Sektor 

Heizungsart Wohnen GHD Öffentlich Industrie Sonstiges Gesamt 

Gasheizung 2.293 326 67 55 49 2.790 

Ölheizung 844 
125 

11 13 26 1.019 

Kamin/Ofen 187 6 0 2 4 199 

Wärmepumpe 309 24 4 4 8 349 

Stromdirektheizung 208 26 1 0 2 237 

Biomasseheizung 45 2 0 0 0 47 

Gebäude-/Wärme-

netz 
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2.7 Versorgungsnetze 

2.7.1 Erdgasinfrastruktur 

Im Gemeindegebiet wird ein Erdgasnetz der NBB mbH & Co. KG betrieben, das im Osten die Ort-

steile Kolkwitz, Klein Gaglow und Zahsow sowie im Westen die Ortsteile Dahlitz, Kunersdorf, Lim-

berg, Krieschow und Eichow versorgt. 

Das Verteilnetz weist eine Gesamtlänge von 88 Kilometern auf. Das Netz versorgt 1256 An-

schlüsse. Von 524 Baublöcken sind 219 an das Gasnetz angeschlossen (vgl. Abbildung 18).  

 

Abbildung 18: Baublöcke mit Erdgasanschluss in der Gemeinde Kolkwitz 
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2.7.2 Wärme- und Gebäudenetze im Bestand 

Wärmenetze sind Systeme, die Wärme ð meist in Form von heißem Wasser oder Dampf ð von 

zentralen Heizwerken zu mehreren Gebäuden transportieren. Die Verteilung erfolgt über ge-

dämmte Rohrleitungen, die die Wärme zu den Nutzern bringen. Dabei wird unterschieden in: 

¶ Fernwärmenetz: großräumiges Versorgungsnetz, das häufig ganze Gemeindeteile oder 

Städte mit Wärme beliefert. 

¶ Nahwärmenetz: kleiner dimensioniertes Netz, das typischerweise wenige Straßenzüge, 

Quartiere oder Ortsteile versorgt. 

¶ Gebäudenetz: sehr kleines Wärmenetz, das maximal 16 Gebäude oder 100 Wohneinheiten 

umfasst. 

Die Vor- und Nachteile von zentralen Wärmestrukturen sind in Tabelle 6 zusammengefasst. 

Tabelle 6: Vor- und Nachteile Wärmenetze 

Aspekt Vorteile Nachteile 

Energieeffizienz ¶ Nutzung von Abwärme und er-

neuerbaren Energien erhöht Effi-

zienz 

¶ Zentrale Wärmeerzeugung redu-

ziert Verluste im Vergleich zu Ein-

zelanlagen 

¶ Wärmeverluste über lange Trans-

portwege, insbesondere in älteren 

Netzen 

Umweltfreundlichkeit ¶ Reduzierung von CO2-Emissionen 

durch Integration erneuerbarer 

Energien (bspw. Biomasse, Ge-

othermie, Solarthermie) 

¶ Möglichkeit zur Nutzung von In-

dustrieabwärme und Power-To-

Heat-Technologien 

¶ Ältere Netze basieren oft noch auf 

fossilen Brennstoffen (z. B. Erd-

gas, Kohle) 

¶ Umstellung auf klimaneutrale Er-

zeugung kann hohe Kosten verur-

sachen. 

Wirtschaftlichkeit ¶ Verbraucher benötigen keine ei-

gene Heizungsanlage 

¶ Hohe Investitionskosten für den 

Aufbau der Infrastruktur 

¶ Wirtschaftlichkeit abhängig von ei-

ner hohen Anschlussdichte 

Nutzerfreundlichkeit ¶ Platzersparnis, da kein eigener 

Heizkessel notwendig 

¶ Wartungsarm für Endverbraucher 

¶ Verbraucher sind an einem Wär-

meanbieter gebunden (Monopol-

stellung) 

¶ Begrenzte Einflussmöglichkeiten 

auf Preise und Tarife 

Infrastruktur & Umset-

zung 
¶ Zentrale Anlagen können flexibel 

modernisiert werden 

¶ Aufbau eines Wärmenetzes erfor-

dert umfangreiche bauliche Maß-

nahmen 

¶ Umsetzung in ländlichen Region 

oft unwirtschaftlich 

In der Gemeinde Kolkwitz besteht bereits ein zentral betriebenes Wärmenetz, das von der ENGIE 

Deutschland GmbH bewirtschaftet wird. Das Netz wird derzeit mit Öl betrieben, ist jedoch stark 

sanierungsbedürftig und befindet sich in einer umfassenden Modernisierungs- und Ertüchtigungs-

phase. Im Zuge der Arbeiten werden neue Leitungen verlegt. Ziel der Sanierung ist die vollständige 
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Umstellung auf eine erneuerbare und weitgehend klimaneutrale Wärmeversorgung, wobei insbe-

sondere der Einsatz holzbasierter Energieträger vorgesehen ist. Die bauliche Umsetzung der Netz-

sanierung sowie die Umstellung der Wärmeerzeugung sind für das Jahr 2026 geplant. 

2.7.3 Zentrale Wärmeerzeugungsanlagen 

Tabelle 7 bietet eine Übersicht über bestehende oder potenzielle Wärmeerzeugungsanlagen mit 

einer Leistung von über 50 kW, klassifiziert nach ihrem jeweiligen Energieträger. Die Daten stam-

men aus dem öffentlich zugänglichen Marktstammdatenregister (Stand 08/2025). 

In der Gemeinde Kolkwitz im Ortsteil Krieschow gibt es eine Biogasanlage, die drei Blockheizkraft-

werke (BHKW) mit einer Gesamtnettonennleistung von 980 kWel und 1.031 kWth speist. Die räum-

liche Verortung der Anlagen ist in Abbildung 19 dargestellt21.  

Tabelle 7: Wärmeerzeugungsanlagen im Bestand 

Energieträger Anzahl der BHKWs Summierte therm. Nettonennleistung in kW 

Biogas 3 1.031 

 

Abbildung 19: Wärmeerzeugungsanlage nach Nennleistung und Energieträger 

 

21 Vgl. Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (BNetzA) 2025 (online, URL siehe Literatur-

verzeichnis). 
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2.8 Wärmebedarfe und THG-Emissionen 

2.8.1 Wärmebedarfe und -dichte 

Die Bestimmung des Wärmebedarfs erfolgte für die leitungsgebundenen Heizsysteme (Erdgas und 

Wärmenetze) über die gemessenen Verbrauchsdaten, die jeweils aggregiert für fünf Hausnummern 

zur Verfügung stehen. Bei nicht leitungsgebundenen Heizsystemen (Heizöl, Flüssiggas und Holz) 

sowie bei beheizten Gebäuden mit fehlenden Informationen zum verwendeten Heizsystem wurde 

der Wärmebedarf auf Basis der beheizten Fläche, des Gebäudetyps und weiterer gebäudespezifi-

scher Datenpunkte berechnet. Aufgrund der grundlegenden Unterschiede hinsichtlich des Wärme-

verbrauchs und des Datenangebots wurde für Wohngebäude und Nichtwohngebäude jeweils eine 

eigene Methodik entwickelt. Die Unterscheidung hinsichtlich beider Typen erfolgte anhand der 

Funktionsbeschreibung jedes Gebäudes in den ALKIS-Daten. 

Die Gemeinde weist einen jährlichen Wärmebedarf von 103,7 Gigawattstunden (GWh) auf. Den 

größten Beitrag leistet dabei der Wohnsektor mit einem Anteil von rund 70 %. Der Gewerbe-, Han-

dels- und Dienstleistungssektor (GHD) trägt mit 17 % ebenfalls nennenswert zum Gesamtbedarf 

bei. Industrielle Gebäude liegen bei 7 %. Der öffentliche Sektor stellt mit einem Anteil von 7 % den 

kleinsten Wärmebedarf unter den betrachteten Sektoren dar. 

Betrachtet man den Verwendungszweck der eingesetzten Wärme, entfällt mit 82 % der Großteil 

des Wärmebedarfs auf Raumwärme. Die Bereitstellung von Warmwasser macht etwa 13 % aus. 

Die schwach ausgeprägte Industrie im Gemeindegebiet zeigt sich auch im geringen Anteil an Pro-

zesswärme von 5 %. 

Unterscheidet man den Wärmebedarf nach Art des eingesetzten Energieträgers, dominieren fossile 

Energieträger mit 85 %. Strom für Wärmepumpen und Biomasse machen zusammen 10 % aus. 

Danach folgen Sonstiges mit 4 % und Gebäude- sowie Wärmenetze mit 1 %. 
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Abbildung 20: Wärmebedarf zum Ist-Stand nach Verwendung, Energieträger und Sektor in der 

Gemeinde Kolkwitz 

Der Wärmebedarf lässt sich auf zwei Ebenen darstellen: als Wärmebedarfsdichte auf Baublock-

ebene (vgl. Abbildung 21) sowie als Wärmeliniendichte (vgl. Abbildung 22). Bei der Wärmelinien-

dichte wird der Wärmebedarf eines Gebäudes dem nächstgelegenen Straßenabschnitt zugeordnet, 

anschließend summiert und durch die Länge dieses Abschnitts geteilt. Sie gilt als wichtiger Indika-

tor für die Effizienz und Wirtschaftlichkeit von Wärmenetzen: Je höher die Wärmeliniendichte auf 

Straßenabschnittsebene, desto wirtschaftlicher ist in der Regel der Betrieb eines Wärmenetzes. 
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Abbildung 21: Wärmebedarfsdichte nach Baublöcken 

Zur Einordnung der Wärmebedarfsdichte auf Baublockebene dient folgende Tabelle, welche die 

Wärmebedarfsdichte hinsichtlich ihrer Eignung für Wärmenetze klassifiziert (in Anlehnung an den 

Leitfaden der KEA-BW22). 

Tabelle 8: Bewertung der Baublöcke nach ihrer Eignung für Wärmenetze anhand der Wärme-

bedarfsdichte 

Eignungsklasse Wärmebedarfsdichte in MWh/ha/a 

Kein technisches Potential < 70 

Empfehlung von Wärmenetzen in Neubaugebieten 70 ð 175 

Empfohlen für Niedertemperaturnetze im Bestand 175 ð 415 

Richtwert für konventionelle Wärmenetze im Be-

stand 

415 ð 1.050 

Sehr hohe Wärmenetzeignung > 1.050 

 

22 Vgl. Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH (KEA-BW) 2020 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Abbildung 22: Wärmeliniendichte 

Zur Bewertung der Wärmeliniendichte dient folgende Tabelle:  

Tabelle 9: Bewertung der Straßenabschnitte nach ihrer Eignung für Wärmenetze anhand der 

Wärmeliniendichte 

Eignungsklasse Wärmeliniendichte in MWh/m/a  

Kein technisches Potential <0,7 

Empfehlung für Wärmenetze bei Neuerschlie-

ßung von Flächen für Wohnen, Gewerbe oder 

Industrie 

0,7 ð 1,5 

Empfehlung für Wärmenetze in bebauten Ge-

bieten 

1,5 ð 2,0 

Wenn Verlegung von Wärmetrassen mit zusätz-

lichen Hürden versehen ist (z. B. Straßenque-

rung, Bahn- oder Gewässerquerung) 

> 2,0 
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2.8.2 Endenergiebedarf 

Der Endenergiebedarf ergibt sich aus dem Wärmebedarf des Zieljahres und dem mittleren thermi-

schen Wirkungsgrad über ein Betriebsjahr, der auch als Jahresnutzungsgrad oder bei Wärmepum-

pen als Jahresarbeitszahl (JAZ) bezeichnet wird. Der Jahresnutzungsgrad berücksichtigt sämtliche 

Betriebsverluste einer Anlage ð je höher der Wert, desto geringer der benötigte Endenergieeinsatz. 

Bei verbrennungsbasierten Heizsystemen liegt dieser Wert stets unter 1, da ein Teil der Wärme 

verloren geht. Wärmepumpen hingegen erreichen Werte über 1, da sie zusätzlich Umweltwärme 

nutzen und somit mehr Wärmeenergie bereitstellen, als sie an elektrischer Energie verbrauchen. 

Der gesamte Endenergiebedarf im Wärmesektor beläuft sich auf 113,5 GWh pro Jahr. Der größte 

Anteil entfällt mit 71 % auf den Wohnsektor, gefolgt von den Bereichen Gewerbe, Handel und 

Dienstleistungen (GHD) mit 16 % sowie industriellen Gebäuden mit 7 %. Die öffentlichen Gebäude 

tragen mit 4 % den kleinsten Teil zum Endenergiebedarf in der Gemeinde bei (vgl. Abbildung 23). 

 

  

Abbildung 23: Endenergiebedarf (Wärme) nach Sektoren in der Gemeinde 

Der überwiegende Teil des Endenergiebedarfs im Wärmesektor basiert auf dem Energieträger Gas 

(vgl. Abbildung 24). 
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Abbildung 24: Endenergiebedarf (Wärme) nach Sektoren und Energieträgern in der Gemeinde 

Es zeigt sich, dass die Wohngebäude den mit Abstand größten Einfluss auf den Energiebedarf der 

Gemeinde haben. Dies bietet zugleich eine Chance: Während eine Umstellung auf erneuerbare 

Energien in den gewerblichen und industriellen Bereichen oftmals mit hohem Aufwand verbunden 

ist, lassen sich im Wohnsektor durch bekannte und erprobte Maßnahmen wie Gebäudesanierun-

gen oder den Einsatz effizienter Heizsysteme vergleichsweise gut Fortschritte erzielen. Auch wenn 

der Anteil öffentlicher Gebäude am Gesamtverbrauch gering ist, hat die Gemeinde hier einen di-

rekten Hebel, beispielsweise durch die Modernisierung von Heizungsanlagen oder energetische 

Sanierungen, um Vorbildwirkung zu entfalten. 

.
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2.8.3 Treibhausgas (THG)-Emissionen 

Die Berechnung der Treibhausgasbilanz erfolgt auf Grundlage der zuvor ermittelten Endenergiebe-

darfe. Hierbei werden die jeweiligen Energiebedarfe pro Energieträger mit den entsprechenden 

Emissionsfaktoren (vgl. Abbildung 25) multipliziert, um die resultierenden Treibhausgasemissionen 

zu ermitteln. Um eine Vergleichbarkeit der Bilanzen sicherzustellen, kommen Emissionsfaktoren 

zum Einsatz, die sowohl CO2-Äquivalente als auch Emissionen aus den vorgelagerten Prozessen 

berücksichtigen. Unter vorgelagerten Prozessen versteht man alle Emissionen, die außerhalb der 

eigentlichen Nutzung entstehen, etwa bei Förderung, Aufbereitung, Transport und Verteilung der 

Energieträger. Die so berechnete Emissionsmenge stellt die Treibhausgasemissionen dar, die im 

Basisjahr im Bereich der Wärmeversorgung anfallen. 

 

Abbildung 25:  CO2-Emissionsfaktoren 

Die Treibhausgasemissionen des Wärmesektors betragen in Summe 23.977  t CO2-Äquivalente 

jährlich. Dies entspricht einem Wert von 2,6 t CO2-Äquivalent pro Person und Jahr.  

Abbildung 26 zeigt die THG-Emissionen nach Sektoren und Energieträgern, ausgedrückt in COϜ-
Äquivalenten. Mit einem Anteil von 69 % verursacht der Haushaltssektor den größten Teil der Emis-

sionen, gefolgt von Gewerbe, Handel und Dienstleistungen (GHD) mit 16 %. Industrielle Gebäude 

tragen 7 % bei, während die Öffentlichen mit 5 % den geringsten Anteil aufweisen. Erdgas und Öl 

sind in allen Sektoren die dominierenden Energieträger und leisten den größten Beitrag zu den 

Emissionen. Vor dem Hintergrund des Ziels der Bundesregierung, Deutschland bis 2045 klimaneut-

ral zu gestalten, steht die Gemeinde damit vor einer großen Herausforderung. 
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Abbildung 26: THG-Emissionen (Wärme) nach Sektoren und Energieträgern 

2.8.4 Zusammenfassung 

Tabelle 10: Übersicht über Anzahl, Wärmebedarf, Endenergiebedarf und THG-Emissionen der 

Gebäude nach Nutzungsart 

Nutzungsart Anzahl der be-

heizten Ge-

bäude 

Wärmebedarf 

(MWh) 

Endenergiebe-

darf (MWh) 

THG-Emissio-

nen (t CO2 e) 

Anteil am End-

energiebedarf 

(%) 

Wohngebäude 3.889 73.130  80.627 16.532 71,0 

GHD 509 17.227  18.139 3.928 16,0 

Industrie 75 6.775 7.511 1.734 6,6 

Sonstiges 89 2.634 2.820 694 2,5 

Öffentlich 83 3.967 4.388 1.089 3,9 

Gesamt 4.645 103.733  113.485  23.977 100,0 
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3 Potenzialanalyse 

Ziel der Potenzialanalyse ist es, Möglichkeiten zur Nutzung erneuerbarer Energien für die Strom- 

und Wärmeerzeugung systematisch zu ermitteln. Zur Identifikation geeigneter Flächen wurde ein 

sogenanntes Indikatorenmodell entwickelt. Dieser Ansatz umfasst drei wesentliche Schritte (vgl. 

Abbildung 27):  

¶ Technisches Potenzial: 

o Dies stellt die oberste und weiteste Ebene dar. Hierbei wird eine Vorauswahl getrof-

fen, bei der gesetzliche und naturschutzrechtliche Aspekte berücksichtigt werden. 

Faktoren wie Abstandsregeln oder Umweltauflagen spielen eine entscheidende 

Rolle, um das technisch mögliche Potenzial zu definieren. 

 

¶ Nutzbares Potenzial:  

o In dieser Phase erfolgt eine realistische Einschätzung des zuvor bestimmten tech-

nischen Potenzials. Dabei werden räumliche, zeitliche und technische Aspekte be-

trachtet, um festzustellen, in welchem Umfang das Potenzial tatsächlich genutzt 

werden kann. Dies bedeutet, dass weitere Einschränkungen berücksichtigt werden. 

 

¶ Erschließbares Potenzial:  

o Die unterste und engste Stufe der Pyramide zeigt das tatsächlich realisierbare Po-

tenzial. Hierbei fließen weitere Faktoren ein, darunter ökologische, wirtschaftliche 

und soziale Kriterien. Nur der Teil des nutzbaren Potenzials, der unter Berücksich-

tigung dieser Aspekte umsetzbar ist, wird letztlich erschlossen. 

 

 

Abbildung 27: Vorgehen bei der Potenzialanalyse 
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3.1 Energieeinsparpotenzial durch energetische Sanierung 

Die energetische Sanierung des Gebäudebestands bietet ein erhebliches Potenzial den Wärmebe-

darf zu reduzieren. Ein wichtiger Faktor sind hierbei die jährlichen Sanierungsraten, die maßgeblich 

beeinflussen, wie schnell und effektiv der Wärmebedarf langfristig gesenkt werden kann. 

Um den Einfluss von Sanierungsmaßnahmen für die Gemeinde Kolkwitz abzuschätzen, wurde ein 

Simulationsmodellentwickelt. Hierbei wird die Wahrscheinlichkeit der Sanierung eines Gebäudes 

auf Grundlage verschiedener zur Verfügung stehender Daten bewertet. Dadurch kann eine Sanie-

rungsreihenfolge berücksichtigt werden, um Einsparpotenziale abzuschätzen. 

Die dem Modell zugrunde liegenden Indikatoren sind in Abbildung 28 dargestellt. 

 

Abbildung 28: Bestimmung der Sanierungswahrscheinlichkeit von Wohngebäuden 

Auf Grundlage der für die Gemeinde verfügbaren Daten kann der zukünftige Wärmebedarf in Ab-

hängigkeit verschiedener Sanierungsraten modelliert werden. Die folgende Abbildung zeigt, wie 

sich der Wärmebedarf der Wohngebäude in der Gemeinde abhängig von der jährlichen Sanierungs-

rate verringern lässt. Bei einer Sanierungsrate von 1 % ist bis 2045 eine Einsparung von 11,1 % zu 

erwarten, während eine Rate von 5 % eine Reduktion von 36,3 % ermöglicht (vgl. Abbildung 29). 
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Abbildung 29: Einsparung beim Wärmebedarf von Wohngebäuden durch energetische Sanie-

rung 

Der Umfang durchgeführter Sanierungen im Gemeindegebiet hat somit einen erheblichen Einfluss 

auf die notwendige Wärmemenge, die treibhausgasneutral zur Verfügung gestellt wird. Der redu-

zierte Wärmebedarf wirkt sich unmittelbar auf die Auswahl geeigneter Erzeugungssysteme für ein-

zelne Gebiete oder Teilgebiete aus. Ein gutes Beispiel ist die Planung und Wirtschaftlichkeit poten-

zieller Wärmenetze. Die Wärmebedarfsdichte eines Gebiets ist ein zentraler Faktor für die Eignung 

von Wärmenetzen. Daher ist es entscheidend, die langfristige Entwicklung des Wärmebedarfs zu 

betrachten. Nur so lässt sich abschätzen, ob ein Wärmenetz auch dann noch wirtschaftlich betrie-

ben werden kann, wenn die Gebäude durch bessere Dämmstandards in Zukunft weniger Wärme 

benötigen. 

Ein Gutachten für die Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbz) hat die Sanierungskosten für Ge-

bäude in Abhängigkeit von ihrem Sanierungszustand, ihrer Wohnfläche und dem angestrebten 

KfW-Effizienzhausstandard (hier KfW 85) berechnet. So betragen die Instandhaltungskosten für 

ein unsaniertes Gebªude beispielsweise 395 û/mį, wªhrend f¿r die energetische Sanierung auf 

KfW-85-Niveau zusªtzlich 266 û/mį anfallen. Da Instandhaltungskosten ohnehin anfallen, werden 

sie im Rahmen der Wärmeplanung nicht berücksichtigt.23  

Abbildung 30 und Tabelle 11 zeigen die Anzahl der sanierten Gebäude und die sich ergebenden 

Kosten für drei verschiedene Sanierungspfade. Abhängig von der Sanierungsrate werden bis zum 

Jahr 2045 Kosten zwischen 100 und 212 Millionen Euro anfallen. Dies entspricht durchschnittli-

chen Investitionen von etwa 63.000 bis 67.000 Euro pro saniertem Gebäude. Der Großteil dieser 

Kosten ist von den Gebäudeeigentümern zu tragen; potenzielle Fördermittel der öffentlichen Hand 

wurden in dieser Berechnung nicht berücksichtigt. 

 

 

23Vgl. Hinz, Dr.E./Enseling, Dr.A. 2021 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Abbildung 30: Kosten für Gebäudesanierungen in Abhängigkeit der Sanierungsrate 

Tabelle 11: Tabellarische Übersicht der Kosten für Gebäudesanierungen 

Jahr 1 % Sanierungsrate 2 % Sanierungsrate 3 % Sanierungsrate 

 Anzahl 

Gebäude 

Kosten in 

Mio. û 

Anzahl 

Gebäude 

Kosten in 

Mio. û 

Anzahl 

Gebäude 

Kosten in 

Mio. û 

2030  820 54,4 1.051 69,5 1.280 86,4 

2035 1.051 69,5 1.511 100,9 1.971 128,6 

2040 1.281 86,5 1.973 128,7 2.662 172,1 

2045 1.511 100,9 2.434 159,0 3.354 212,7 
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3.2 Potenziale erneuerbarer Strom 

3.2.1 Photovoltaik (PV) 

Photovoltaik (PV) ist eine etablierte und wirtschaftlich rentable Technologie für die Erzeugung von 

Strom. Da PV-Anlagen ausschließlich Storm erzeugen, ist eine direkte Nutzung der erzeugten Ener-

gie zur Wärmeerzeugung nicht möglich. Es existieren jedoch indirekte Ansätze, bei denen der er-

zeugte Strom zur Wärmeproduktion genutzt werden kann. Einerseits durch den Einsatz von (Groß-

)Wärmepumpen, die mit dem Strom der PV-Anlagen betrieben werden, und andererseits durch 

Power-to-Heat-Systeme, die überschüssigen Strom in Wärme umwandeln und in geeigneten Spei-

chern für die spätere Nutzung bereitstellen.  

Eine wesentliche Herausforderung ist die saisonale Verfügbarkeit von PV-Strom. Während Photo-

voltaikanlagen im Sommer große Mengen an Strom produzieren, ist die Stromerzeugung in den 

Wintermonaten deutlich geringer ð genau dann, wenn der Wärmebedarf am höchsten ist. Eine voll-

ständige Deckung des Strombedarfs von (Groß-)Wärmepumpen über Photovoltaik ist somit kaum 

realisierbar. Ansätze können die Kombination mit alternativen erneuerbaren Stromquellen sowie 

der Einsatz von Speichertechnologien sein.  

Power-to-Heat Ansätze sind derzeit durch eine vergleichsweise geringe Effizienz limitiert. Die Wirt-

schaftlichkeit dieser Systeme ist stark von der Verfügbarkeit von Überschussstrom abhängig. Zu-

dem benötigen Wärmespeicher, die für einen sinnvollen Einsatz häufig notwendig sind, einen ho-

hen Platzbedarf. Darüber hinaus kann die einmal in Wärme umgewandelte Energie nicht zurück in 

Strom konvertiert werden, was die Flexibilität des Systems einschränkt.  

3.2.1.1 Potenzial für PV-Dachflächen  

Photovoltaikanlagen auf Dachflächen haben den Vorteil, dass keine zusätzlichen Flächen versie-

gelt oder in Anspruch genommen werden müssen. Allerdings ist das Potenzial aufgrund der be-

grenzten Dachflächen limitiert, steht in Konkurrenz zur Solarthermie und kann zudem durch stati-

sche Voraussetzungen der Gebäude eingeschränkt sein. 

Das nutzbare Potenzial von Photovoltaikanlagen auf Dächern in der Gemeinde beträgt insgesamt 

etwa 124,4 GWh pro Jahr. Davon entfallen rund 4,2 % auf Gebäude öffentlicher Einrichtungen wie 

Schulen, Kindergärten und Behörden. Laut dem Marktstammdatenregister sind derzeit 12 MW an 

Photovoltaikanlagen installiert, die jährlich rund 10,5 GWh Strom erzeugen. Die räumliche Vertei-

lung geeigneter Dachflächen ist in Abbildung 31 dargestellt. Das ermittelte Potenzial deckt sich mit 

den Angaben von 122,4 GWh des Steckbriefe Solarpotenzialanalyse aus dem Energieportal Bran-

denburg. Leichte Abweichungen können sich aufgrund unterschiedlicher Ertragsannahmen der Mo-

dule ergeben.24  

 

24 Vgl. Wirtschaftsförderung Land Brandenburg GmbH (WFBB) 2020 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). (2020) 
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Abbildung 31: Potenzial für PV-Dachflächen 

3.2.1.2 Potenzial für PV-Freiflächenanlagen 

Im Vergleich zu Photovoltaik-Dachanlagen werden Freiflächenanlagen auf unbebauten Gelände in-

stalliert. Häufig kommen dafür landwirtschaftlich weniger ertragreiche Flächen, Brachland oder 

Randstreifen entlang von Verkehrswegen zum Einsatz. Die Vorteile dieser Anlagen sind u. a. eine 

hohe Kosteneffizienz und die sinnvolle Nutzung wenig ertragsreicher Flächen. So können durch 

Skaleneffekte bei der Installation und dem Betrieb niedrige Gestehungskosten25 realisiert werden 

und es besteht die Möglichkeit Flächen zu nutzen, die in der landwirtschaftlichen Produktion wenig 

Ertrag bringen. Demgegenüber besteht dennoch ein prinzipieller Nutzungskonflikt mit der Landwirt-

schaft. Eine enge Abstimmung mit den lokalen Landwirten ist daher unerlässlich. Ferner sollten 

ökologische Auswirkungen im Blick behalten werden, wobei hier sowohl Risiken für die Tier- und 

Pflanzenwelt als auch Chancen für die Biodiversität bestehen.  

Für die technische Potenzialanalyse wird zwischen drei verschiedenen Flächenkategorien unter-

schieden: 

¶ Privilegierte Flächen: Hierbei handelt es sich um Flächen entlang von Autobahnen, vierspu-

rigen Bundesstraßen und mehrgleisigen Schienenwegen des übergeordneten Verkehrsnet-

zes (den sogenannten Seitenstreifen), die sich außerhalb von Siedlungsgebieten befinden. 

Für diese Flächen ist kein Bebauungsplan erforderlich, um eine Photovoltaik-Freiflächen-

anlage zu errichten. 

 

 

25 Gestehungskosten bezeichnen die durchschnittlichen Kosten je erzeugter Kilowattstunde Strom über die gesamte Lebensdauer einer 

Photovoltaikanlage. 
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¶ Flächenkulisse gemäß EEG: Anlagen, die auf diese Flächen errichtet werden, sind nach 

dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) förderfähig. Die Kategorie beinhaltet versiegelte 

Flächen wie Parkplätze, Konversionsflächen, Randstreifen bis zu 500 m sowie landwirt-

schaftliche Flächen in benachteiligten Gebieten oder solche mit einer Bodenwertzahl unter 

30.  

¶ Vorbehaltsflächen: Diese Flächen sind nur eingeschränkt für PV-Projekte nutzbar und wer-

den aufgrund naturschutzrechtlicher Aspekte einer genaueren Prüfung unterzogen. Anla-

gen, die auf diesen Flächen errichtet werden, sind nicht nach dem EEG förderfähig. Eine 

Vermarktung ist jedoch durch sogenannte Power Purchase Agreements (PPA)26 möglich. Zu 

den Vorbehaltsflächen zählen Moore, Grünland und landwirtschaftliche Flächen außerhalb 

benachteiligter Gebiete oder mit einer Bodenwertzahl über 30, sofern sie nicht zu den Aus-

schlussgebieten gehören. 

Durch diese differenzierte Betrachtung lassen sich geeignete Flächen für die Errichtung von Frei-

flächen-PV-Anlagen gezielt identifizieren und in Einklang mit den ökologischen und rechtlichen An-

forderungen nutzen. Diese Flächen sowie weitere Planungen und das PV-Freiflächenkonzept der 

Gemeinde Kolkwitz sind in Abbildung 32 dargestellt. 

 

Abbildung 32: Potenzial für PV-Freiflächenanlagen 

Hinweis: Die in Abbildung 32 dargestellten Potenzialflächen für PV-Freiflächenanlagen begründen 

kein Baurecht. 

 

26 Ein Power Purchase Agreement (PPA) ist ein langfristiger Stromliefervertrag zwischen einem Erzeuger und einem Abnehmer, der eine 

direkte Vermarktung des erzeugten Stroms außerhalb der EEG-Förderung ermöglicht. 
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Für die Gemeinde Kolkwitz wurde ein gesamträumliches Konzept zur Identifizierung geeigneter Flä-

chen für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen entwickelt. Die Potenzialermittlung ba-

siert auf den darin festgelten Kriterien zur Flächennutzung. Auf dieser Grundlage ergibt sich ein 

Potenzial von 172,2 GWh pro Jahr.27  

Zusätzlich ergeben sich Möglichkeiten für den Bau von Anlagen auf privilegierten Flächen, da hier 

u.a. keine Bauleitplanung notwendig ist. Privilegierte Flächen entlang der Bahntrassen und Auto-

bahn haben ein zusätzliches Potenzial von 120,7 GWh pro Jahr. Weiterhin sind für zwei Gebiete 

bereits die Bebauungspläne für PV-FFA genehmigt. Auf diesen Flächen können Anlagen mit einem 

geschätzten Ertrag von 32,7 GWh pro Jahr errichtet werden. 

Insgesamt ergibt sich ein nutzbares Potenzial von 325,6 GWh pro Jahr. Weitere EEG-Flächen sowie 

Vorbehaltsflächen werden aufgrund der starken Flächenkonkurrenz und des bestehenden PV-Kri-

terienkatalogs der Gemeinde nicht berücksichtigt. 

Derzeit sind gemäß dem Marktstammdatenregister 17,3 MW an Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

installiert, die jährlich etwa 15,2 GWh Strom erzeugen.  

3.2.2 Windkraft 

Wie bei Photovoltaikanlagen erzeugt auch Windkraft keinen direkten Wärmeertrag, sondern wan-

delt Windenergie in Strom um. Die Stromproduktion hängt vom Wetter ab, ist jedoch im Gegensatz 

zu Solarstrom im Winterhalbjahr am höchsten. Der gewonnene Strom kann, ähnlich wie bei der 

Photovoltaik, für elektrische Heizsysteme wie Wärmepumpen genutzt werden. Eine weitere Option 

ist die bereits erwähnte Power-to-Heat-Technologie. 

Die Ermittlung von Windenergiepotenzialen basiert auf der Abgrenzung jener Flächen, die innerhalb 

des Gemeindegebiets grundsätzlich für die Nutzung der Windenergie zur Verfügung stehen. Be-

rücksichtigt wurde dabei unter anderem Mindestabstände zur Wohnbebauung sowie Ausschluss-

kriterien wie Landschaftsschutzgebiete und Waldflächen (Abbildung 33).  

Für die Ermittlung geeigneter Flächen wurde der Entwurf des sachlichen Teilregionalplans ăWind-

energienutzungò der regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald herangezogen. Obwohl 

dieser Plan bislang noch nicht rechtskräftig beschlossen ist, flossen seine Vorgaben in die Bewer-

tung ein, um die Ergebnisse möglichst realitätsnah abzubilden.28 

Das technische Potenzial beläuft sich auf 72,2 GWh pro Jahr. Die identifizierten Flächen sind be-

reits mit bestehenden Windkraftanlagen belegt. Derzeit sind laut Marktstammdatenregister Anla-

gen mit einer Leistung von 27,6 MW installiert, die jährlich rund 48,3 GWh Strom erzeugen. Erfolgt 

keine Festlegung weiterer Verfügbarer Flächen, kann das verbleibende Potenzial somit ausschließ-

lich durch Repowering-Maßnahmen erschlossen werden.  

 

27 Vgl. Gemeinde Kolkwitz 2024 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
28 Vgl. Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald 2023 (online, URL siehe Literaturverzeichnis). 
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Abbildung 33: Potenzial für Windkraft 

Hinweis: Die in Abbildung 33 dargestellten Potenzialflächen für Windkraftanlagen begründen kein 

Baurecht. 

3.3 Potenziale erneuerbarer Wärme  

3.3.1 Solarthermie 

Im Gegensatz zu Photovoltaikanlagen wird bei Solarthermie die Sonnenenergie direkt in Wärme 

umgewandelt. Dabei wird die Strahlungsenergie der Sonne durch Kollektoren auf Dächern oder an 

anderen geeigneten Orten eingefangen. Diese Kollektoren enthalten in der Regel Flüssigkeiten, die 

durch die Sonneneinstrahlung erhitzt werden. Obwohl es theoretisch möglich ist, den vollen Wär-

mebedarf eines Haushalts mit Solarthermie zu decken, gibt es einige Herausforderungen. Die Nut-

zung von Solarthermie für die Wärmeerzeugung in Gebäuden liegt in der saisonalen Diskrepanz 

zwischen Angebot und Nachfrage. Im Sommer wird viel Wärme erzeugt, die oft nicht vollständig 

genutzt werden kann, während im Winter der Bedarf hoch, aber die solare Einstrahlung gering ist. 

Wärmespeicher (z. B. Wasserspeicher) helfen, Tages- oder Wochen-Schwankungen auszugleichen, 

reichen aber nicht für den Winter. Langzeitspeicher oder saisonale Wärmespeicher sind technisch 

möglich, aber teuer und platzintensiv. Im Privatbereich wird Solarthermie aus diesen Gründen 

meist zur Unterstützung von Heizungen oder für die Warmwasseraufbereitung genutzt. Ein weiteres 

Heizsystem ist in der Regel notwendig. Betrachtet man Freiflächen-Solarthermie, kann diese dazu 

beitragen, Wärmenetze mit erneuerbarer Wärme zu versorgen. Auch hier kommen i. d. R. weitere 

Erzeugungssysteme zum Einsatz. Freiflächenanlagen werden häufig in Kombination mit einem 

Langzeitwärmespeicher realisiert. 
















































































































































